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Belehrung über das Widerrufsrecht nach § 8 VVG

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe 

von Gründen in Textform oder schriftlich widerrufen. Zu Wahrung der Frist ge-

nügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an:

Mannheimer Versicherung AG

Postfachadresse: 68127 Mannheim

Telefax: 0180.2 99 99 92

E-Mail: service@mannheimer.de

Die Widerrufsfrist beginnt einen Tag, nachdem Ihnen der Versicherungsschein 

und die Vertragsbestimmungen einschließlich der für den Vertrag geltenden 

Versicherungsbedingungen sowie die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 

und 2 VVG und die Belehrung über Ihr Widerrufsrecht in Textform zugegangen 

sind.

Widerrufsfolgen nach § 9 VVG

Üben Sie Ihr Widerrufsrecht fristgerecht aus, endet der Vertrag und Sie haben 

Anspruch auf Beitragsrückerstattung: 

Den Teil des gezahlten Beitrages, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 

entfällt, erhalten Sie in jedem Fall zurück. 

Den Teil des gezahlten Beitrages, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs 

entfällt, können wir einbehalten, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versi-

cherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt und wir Sie ordnungsge-

mäß im Sinne des § 9 Satz 1 VVG über das Widerrufsrecht belehrt haben. Sind 

diese Voraussetzungen nicht gegeben, weil Sie nicht zugestimmt haben, dass 

der Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist beginnt, sind die beider-

seits empfangenen Leistungen zurückzuerstatten. Sind die Voraussetzungen 

nicht gegeben weil der Hinweis nach § 9 Satz 1 VVG unterblieben ist, haben wir 

Ihnen, wenn Sie nicht bereits Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in An-

spruch genommen haben, auch den Teil des Beitrages zurückzuerstatten, der 

auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, höchstens aber den Beitrag 

für das erste Versicherungsjahr. 

Die Beitragsrückerstattung erfolgt spätestens 30 Tage nach Zugang Ihres Wider-

rufs.

Ausschluss des Widerrufsrechts

Kein Widerrufsrecht besteht bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von 

weniger als einem Monat, bei Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung 

und bei Versicherungsverträgen über ein Großrisiko im Sinne des Artikels 10 Ab-

satz 1 Satz 2 des Einführungsgesetzes zum Versicherungsvertragsgesetz. Das 

Widerrufsrecht ist ferner ausgeschlossen, wenn der Vertrag von beiden Seiten 

auf Wunsch des Versicherungsnehmers vollständig erfüllt wurde, bevor der Ver-

sicherungsnehmer das Widerrufsrecht ausgeübt hat.

Ersatzverträge

Wird das Widerrufsrecht zu einem Ersatzvertrag ausgeübt, läuft der ursprüngli-

che Versicherungsvertrag unverändert fort.

Gesonderte Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG

über die Folgen einer Verletzung der vorvertraglichen

Anzeigepflicht

Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es 

notwendig, dass Sie die in Textform gestellten Fragen wahrheitsgemäß und voll-

ständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur 

geringe Bedeutung beimessen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie un-

richtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Fol-

gen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Informa-

tion entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekann-

ten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, 

wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragser-

klärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Um-

ständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht ver-

letzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurück-

treten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe 

Fahrlässigkeit vorliegt.

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktritts-

recht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 

wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rück-

tritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung ver-

pflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene 

Umstand

- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 

- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 

ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeige-

pflicht arglistig verletzt haben.

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirk-

samwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2. Kündigung

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzei-

gepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir 

den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei 

Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-

gen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei 

Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedin-

gungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Ver-

langen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, 

werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie 

die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab 

der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder 

schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 

können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung 

über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in 

unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsände-

rung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt 

mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das 

von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Aus-

übung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere 

Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände 

angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.  

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-

änderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder 

die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.
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Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlö-

schen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versi-

cherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn 

Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

5. Stellvertretung durch eine andere Person

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, 

so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Ver-

tragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die 

Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arg-

list zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vor-

sätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem

Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Gesonderte Mitteilung nach § 28 Abs. 4 VVG über 

die Folgen der Verletzung einer nach Eintritt des 

Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder 

Aufklärungsobliegenheit

Wenn der Versicherungsfall eingetreten ist, bedarf es Ihrer Mitwirkung.

Auskunfts- und Aufklärungsobliegenheiten:

Gemäß den versicherungsvertraglichen Vereinbarungen können wir von Ihnen 

nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass Sie uns jede Auskunft ertei-

len, die zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des Umfangs unserer Leis-

tungspflicht  erforderlich ist (Auskunftsobliegenheit), und uns die sachgerechte 

Prüfung unserer Leistungspflicht insoweit ermöglichen, als Sie uns alle Angaben 

machen, die zur Aufklärung des Sachverhalts dienlich sind (Aufklärungsoblie-

genheit). Darüber hinaus können wir verlangen, dass Sie uns Belege zur Verfü-

gung stellen, soweit es Ihnen zugemutet werden kann. 

Leistungsfreiheit:

Machen Sie entgegen der vertraglichen Vereinbarungen vorsätzlich keine oder 

nicht wahrheitsgemäße Angaben oder stellen Sie uns vorsätzlich die verlangten 

Belege nicht zur Verfügung, verlieren Sie Ihren Anspruch auf die Versicherungs-

leistung. Verstoßen Sie grob fahrlässig gegen diese Obliegenheiten, verlieren Sie 

Ihren Anspruch zwar nicht vollständig, aber wir können unsere Leistung im Ver-

hältnis zur Schwere des Verschuldens kürzen. Eine Kürzung erfolgt nicht, wenn 

Sie nachweisen, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt haben. 

Trotz Verletzung Ihrer Obliegenheiten zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Be-

schaffung von Belegen bleiben wir jedoch insoweit zur Leistung verpflichtet, als 

Sie nachweisen, dass die vorsätzliche oder grob fahrlässige Obliegenheitsverlet-

zung weder für die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung 

oder den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich war. 

Verletzen Sie die Obliegenheit zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Beschaf-

fung von Belegen arglistig, werden wir in jedem Fall von unserer Verpflichtung 

zur Leistung frei. 

Hinweis:

Wenn das Recht auf die vertragliche Leistung nicht Ihnen, sondern einem Dritten 

zusteht, ist auch dieser zur Auskunft, zur Aufklärung und zur Beschaffung von 

Belegen verpflichtet.

Gesonderte Mitteilung nach § 37 Abs. 2 VVG über die 

Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung des ersten oder 

einmaligen Beitrages

Die Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags ist Voraussetzung für Ihren Ver-

sicherungsschutz. 

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht unverzüglich, beginnt der 

Versicherungsschutz erst mit der Zahlung des Beitrags, jedoch nicht vor dem Tag 

des vereinbarten Versicherungsbeginns. Der Versicherungsschutz beginnt zu 

dem vereinbarten Zeitpunkt, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung 

nicht zu vertreten haben.

Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, können wir vom 

Vertrag zurücktreten, solange Sie die Zahlung nicht bewirkt haben. Unser Rück-

trittsrecht ist ausgeschlossen, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung 

nicht zu vertreten haben. 

Hinweis:

Weitere Regelungen zum Beginn des Versicherungsschutzes, zur Fälligkeit des 

ersten oder einmaligen Beitrages und zur Rechtzeitigkeit der Zahlung entneh-

men Sie dem Versicherungsschein sowie den für Ihren Vertrag geltenden Versi-

cherungsbedingungen.


